
Klinik-Vorstände sollen künftig gemeinsam das Sagen haben

Dem Streit folgt der
große Durchbruch

Politiker und Vorstände sind jetzt hochzufrieden

ANSBACH/DINKELSBÜHL (rei) –
„Das ist ein sensationeller Durch-
bruch.“ So bewerten die beiden Kli-
nik-Vorstände Dr. Andreas Goepfert
und Jürgen Matschke das Ergebnis
der gestrigen Betriebsführungsge-
sellschaft für die kommunalen Kran-
kenhäuser in Ansbach und im westli-
chenLandkreis. DerKernpunkt: Poli-
tiker und Vorstände streben an, dass
die Ansbacher Klinik und das Land-
kreis-Verbundkrankenhaus von Jür-
gen Matschke und Dr. Goepfert ge-
meinsam geführt werden – mit direk-
tem Zugriff und Weisungsbefugnis
beider Vorstände in beiden Einrich-
tungen. Wie dies im Detail umgesetzt
werden kann, sollen die beiden Kli-
nik-Manager bis Oktober ausarbei-
ten. Der Auftrag lautet, verschiedene
Alternativen vorzulegen.

Sowohl Matschke als auch Dr. Goep-
fert bezeichneten die – nach den hefti-
gen Auseinandersetzungen zwischen
Stadt und Landkreis Ansbach in den
vergangenen Monaten – jetzt ange-
strebte Lösung als hervorragend. In
den großen Themen des Gesundheits-
wesens in der Region stellten sie sich
vor, „dass wir uns gegenseitig auch

vertreten“. Sicherlich würden Schwer-
punkte der Arbeit aufgeteilt. Matsch-
ke: „Wir werden uns ergänzen – aber in
der Ausrichtung und in der Strategie
werden wir das Ding gemeinsam
schaukeln.“ Dr. Goepfert ist sich si-
cher, „dass es gelingen wird, die kom-
munale Gesundheitsversorgung ein-
vernehmlich zukunftsgerecht aufzu-
stellen“. Und zwar sowohl für das
Landkreis-Verbundkrankenhaus mit
den Standorten in Dinkelsbühl, Ro-
thenburg und Feuchtwangen als auch
für das Ansbacher Klinikum.
Ebenfalls von einem „wichtigen Be-

schluss“ sprach gestern die Ansbacher
Oberbürgermeisterin Carda Seidel.
Der konkrete Beschluss laute, „dass
bis zum Oktober mindestens zwei Sze-
narien für eine engere Verschränkung
der Vorstände innerhalb der derzeiti-
gen Struktur entwickelt werden“. Die-
se Vorschläge der beiden Vorstände
würden dann den zuständigen Politi-
kern aus Stadt undLandkreis Ansbach
vorgelegt, die letztlich zu entscheiden
haben. Diese „engere Verschränkung“
sei unumgänglich, „um die Zusam-
menführung der beiden Häuser voran-
zutreiben“. In den Szenarien, die von
den Vorständen ausgearbeitet werden,

solle es in Abstufungen „von Einblick
bis Einfluss“ beiderManager in beiden
Krankenhäusern gehen.
Von Landrat Rudolf Schwemmbauer

wurde betont, dass die Ereignisse der
vergangenen Tage einschließlich der
Rede von Dr. Goepfert vor dem Kreis-

tag (die FLZ berichtete) „maßgeblich
und treibend waren, die „Irritationen
auf der politischen Ebene im Land-
kreis und in der Stadt Ansbach zu re-
gulieren“. Streit sei der Sache nicht zu-
träglich. Vielmehr sei es eine gemein-
same Aufgabe beider Vorstände, das

kommunale Krankenhauswesen zu
gestalten und zu erhalten. Die private
Konkurrenz stehe vor der Tür und
warte nur auf eine Gelegenheit.
Mit dem gestern erzielten Ergebnis

sei er hochzufrieden, so Rudolf
Schwemmbauer.

Konnten nach dem Streit der vergangenen Monate zwischen Stadt und Kreis wieder herzlich miteinander lachen (von
links): Ansbachs Oberbürgermeisterin Carda Seidel, Jürgen Matschke (Vorstand Klinikum Ansbach), Dr. Andreas Goepfert
(Vorstand Landkreis-Verbundkrankenhaus) und Landrat Rudolf Schwemmbauer. Foto: Reinhardt

Im vergangenen Jahr 240000 Euro Plus erwirtschaftet

Lob für Arbeit im Klinikum
Ergebnis eines 2007 angelegten Strategieprozesses

ANSBACH (rei) – Lob und Aner-
kennung sowohl von Landrat Ru-
dolf Schwemmbauer als auch von
der Ansbacher Oberbürgermeiste-
rin Carda Seidel gab es für die Kli-
nikum-Mitarbeiter, die im Wirt-
schaftsjahr 2009 für ein positives
Ergebnis gesorgt haben.

Dem Ansbacher Krankenhaus, an
dem Stadt und Landkreis beteiligt
sind, sei es gelungen, in den vergan-
genen drei Jahren ein Defizit von
über vier Millionen Euro auf ein po-
sitives Jahresergebnis von 240000
Euro (2009) zu verändern.
Klinikum-Vorstand Jürgen

Matschke erläuterte, dass dies „das
konsequente Ergebnis eines im Jahr
2007 angelegten Strategieprozesses“
sei, auf dessen Grundlage alle Pro-
zesse und alle Strukturen der Ein-
richtung gründlich überprüft und
zum Teil erheblichen Veränderun-
gen unterzogen worden seien. Dank
gebühre den beteiligten Berufsgrup-
pen, den Chefärzten, den Pflege-

kräften und den Verwaltungsmitar-
beitern, diemit zu diesemErfolg bei-
getragen hätten. Dieser Weg solle
weiterhin beschritten werden. Da-
mit könnten auch verbesserte Mög-
lichkeiten „für ein kompetentes und
kommunales Angebot im gesamten
Landkreis“ geschaffen werden.
Ein weiteres Thema der Verwal-

tungsratsitzung war die Diskussion
über mögliche Strukturen zur neu-
rologischen Versorgung der Patien-
ten in Stadt und Landkreis und zur
Zusammenarbeit mit dem Bezirks-
klinikum. Nach wie vor seien das
Klinikum und der Verwaltungsrat
daran interessiert, eine kooperative
Lösung mit den Beteiligten zu fin-
den, heißt es in einer Pressemittei-
lung. Kennzeichen „sollte eine mög-
lichst einvernehmliche, einheitliche
und unbürokratische Entwicklung
der Strukturen sein“. Landrat
Schwemmbauer, OB Seidel und die
beiden Vorstände wurden beauftragt
in diesem Sinne die Gespräche zü-
gig zu einem Ergebnis zu führen.

Klaus Dieter Breitschwert begründet seine Unterschriften-Verweigerung im Ansbacher Stadtrat

Besser handeln statt Resolutionen verfassen
Auch die Grünen-Politiker Michael Sichelstiel und Christina Schellein haben nicht unterschrieben

ANSBACH – Statt Resolutionen zu
unterschreiben, sollten die handeln-
den Personen besser in den zuständi-
gen Gremien handeln. Dies betonte
gestern Klaus Dieter Breitschwert,
der zusammen mit seinen CSU-
Stadtratskolleginnen Annemarie
Bauer und Elke Beyer-Nießlein die
Ansbacher Resolution zum Kranken-
hauswesen nicht unterschrieben hat
(die FLZ berichtete). Zudem sei die
Resolution erst kurz vor Sitzungsbe-
ginn vorgelegt worden. Ebenfalls
nicht unterzeichnet haben die Reso-
lution die Stadträte Michael Si-
chelstiel und Christina Schellein
(beide Grüne).

Inhaltlich, betont Breitschwert, sei
mit der von den drei CSU-Stadträten
verweigerten Unterschrift keine Wer-
tung verbunden: „Ich habe persönlich
mehrfach öffentlich zum Ausdruck ge-
bracht, dass ich im Interesse der Kran-
kenhäuser in der Stadt und dem Land-
kreis Ansbach für eine enge Zusam-
menarbeit bin. Diese Kooperation
muss aber auf gleichberechtigter Ebe-
ne zwischen der Stadt und dem Land-

kreis Ansbach erfolgen, wie dies auch
heute beimKlinikumAnsbach der Fall
ist.“
Die Themen müssten in den ge-

meinsamen zuständigen Gremien zwi-
schen Stadt und Landkreis offen dis-
kutiert werden und notfalls dort Ände-
rungen an den Zeitplänen und Inhal-
ten angegangen werden, wo dies ge-
meinschaftlich und einvernehmlich
für erforderlich gehalten werde.
Das Nichtunterschreiben der Reso-

lution ergebe sich also „nicht aus der
inhaltlichen Positionierung der Stadt
Ansbach, sondern aus der grundsätzli-
chen Erwägung, dass Forderungen
und Entscheidungen dort getroffen
werdenmüssen, wo sie juristisch ange-
siedelt sind: In den entsprechenden
Gremien der Krankenhäuser.“ Wenn
dann weitere Beschlüsse in der Stadt
und dem Landkreis erforderlich sein
sollten, könnten diese gut vorbereitet
angegangen werden.
Seine Position erklärt hat gestern

auch Michael Sichelstiel (Grüne): „Ich
sehe zwar das massive und öffentliche
Vorgehen des Kreistages und von Dr.
Goepfert als nicht sehr zweckdienlich

an, halte aber aus dem gleichen Grund
eine entsprechende Antwort als eben-
falls für vollkommen falsch.“ Das Ziel,
die so genannte Westschiene und das
Klinikum Ansbach zusammenzufüh-
ren und unter eine Leitung zu stellen,
werde von beidenSeiten nicht in Frage
gestellt. Dass hierfür ein Zieldatumge-
setzt wurde, sei selbstverständlich. Al-
lerdings spreche nichts dagegen, „die-
sen für die Gesundheitsvorsorge in der
Region so wichtigen Prozess früher
zum Erfolg zu bringen“.
Angesichts der Tatsache, dass ein

Misserfolg für alle Menschen in der
Region und alle Kliniken erhebliche
negative Folgen haben könne, sei es
doch sehr verwunderlich, „dass es den
politisch Verantwortlichen, insbeson-
dere Frau Oberbürgermeisterin Carda
Seidel und Herrn Landrat Rudolf
Schwemmbauer, nicht gelingt, einen
sich anbahnenden Rosenkrieg zwi-
schen Landkreis und Stadt Ansbach
einzudämmen“.
Sichelstiel weiter: „Statt weiter zu

eskalieren, sollte durch alle Beteilig-
ten dringend Deeskalation betrieben
werden.“

Der Streit an der Volksschule in Herrieden ist auch zum Ferienbeginn noch nicht beigelegt

Lehrer lehnen Zielvereinbarungen ab
Regierung hält an Schulleiterin fest – Wägemann will Ruhe: Sonst personelle Konsequenzen

HERRIEDEN (ph) – Der Streit an
der Volksschule Herrieden zwischen
Schulleiterin Ingeborg Fröba und
Teilen der Lehrerschaft ist auch zum
Schuljahresende nicht beigelegt: Wie
die FLZ erfahren hat, soll das Kollegi-
um amMittwoch Zielvereinbarungen
zur Bereinigung des Konflikts mit 25
zu 14 Stimmen abgelehnt haben. Der-
weil hält die Regierung von Mittel-
franken an der Schulleiterin fest:
„Frau Fröba ist zur Schulleiterin an
der Volksschule Herrieden bestellt
und wird diese Funktion auch im
Schuljahr 2010/2011 ausüben“, heißt
es aus dem Ansbacher Schloss.

Zum Wohl der Kinder und Jugendli-
chen sowie der Lehrerschaft müsse an
der Schule in der Altmühlstadt endlich
Ruhe einkehren, betonte der zuständi-
ge Stimmkreisabgeordnete Gerhard
Wägemann, derMitglied imAusschuss
für Bildung, Jugend und Sport des
bayerischen Landtags ist. Ihm gehe es
dabei nicht um die Person der Schul-
leiterin, deren Führungsstil in der Kri-
tik steht (die FLZ berichtete). Doch soll-
te sich keine Lösung finden, so der
CSU-Politiker aus Weißenburg, dann
seien personelle Konsequenzen erfor-
derlich. Er pflege einen guten Kontakt
zuKultusministerDr. Ludwig Spaenle.

Bereits vor Wochen soll das Kollegi-
um über disziplinarrechtliche Konse-
quenzen belehrt worden sein, falls In-
formationen zu dem Streit nach außen
durchsickern sollten. Entsprechend
schweigt auch Gerhard Gronauer zum
aktuellen Stand.Wie berichtet, war der
Bezirkspersonalratsvorsitzende ur-
sprünglich zum Schlichter zwischen
beiden Parteien bestellt. Nachdem
aber ein erster Versuch, sich auf Ziel-
vereinbarungen zu verständigen, ge-
scheitert sei, heißt es, Gronauer vertre-
te seitdem die Seite der Lehrer.
FLZ-Informationen zufolge sollen

aber mehr als 30 Lehrer schriftlich be-
kundet haben, dass „eine gedeihliche
und vertrauensvolle Zusammenarbeit
zwischen Frau Fröba und dem Kollegi-
um aufgrund des massiv gestörten
Schulfriedens nicht mehr gegeben
ist“. Zudem sollen bislang engagierte
Pädagogen gesundheitlich unter den
Spannungen leiden. So ist von Leh-
rern die Rede, die „nur noch mit
Bauchschmerzen“ zumUnterricht gin-
gen. Schlafstörungen und Kopf-
schmerzen hinderten sie, sich ihrem
Beruf und damit den Mädchen und
Jungen an der Schule voll zuwidmen.
Auch soll die seit vergangenem Jahr

in der Altmühlstadt tätige Schulleite-
rin noch nicht in die Besoldungsstufe
eingruppiert sein, die der Rektoren-
stelle in Herrieden entspricht. Dazu
schweigt allerdings die für die Beset-
zung der Schulleiterstellen zuständige
Regierung von Mittelfranken wegen
„Vertraulichkeit in Personalangele-
genheiten“. Zugleich heißt es in der
Antwort auf eine FLZ-Anfrage an die
verantwortliche Leitende Regierungs-
schuldirektorin Elfriede Hirschmann,

vorliegende Eingaben von Lehrkräf-
ten seien „sorgfältig geprüft“ worden.
Und: Neben Zielvereinbarungen als ei-
nem „möglichen Weg zur Bereinigung
von Konflikten“ könnten „in Abspra-
che mit den unmittelbar Beteiligten
weitere Handlungsansätze verfolgt
werden.“ Dies geschehe im Rahmen
der internen Schulentwicklung.
Im Entwurf der jetzt abgelehnten

Zielvereinbarungen hatte gestanden,
„Schuldzuweisungen oder -einge-
ständnisse sind damit nicht ver-
knüpft“. Nach FLZ-Informationen soll
jedoch zumindest ein Teil der Lehrer-
schaft die Auffassung vertreten haben,
die Spannungen ließen sich keines-
falls ohne eine Aufarbeitung bereits
vorhandener „Narben“ beilegen.
Eine Stellungnahme von Rechtsan-

walt Maximilian Döbler (Lauf), der
Schulleiterin Fröba vertritt, war bis
gestern nicht zu erhalten. Aus der
Kanzlei des derzeit im Urlaub weilen-
den Juristen hieß es aber auf Nachfra-
ge, dass Döbler bereits im Zusammen-
hang mit der früheren Berichterstat-
tung über den Streit erklärt habe, sich
dazu bis auf weiteres nicht öffentlich
äußern zu wollen.

Leitende Regierungsschuldirektorin
Elfriede Hirschmann. Archivfoto: sh

Der Eingang zur Volksschule Herrieden: Auch zum Ferienbeginn sind die Span-
nungen zwischen der Schulleiterin und Teilen des Lehrerkollegiums noch nicht
bereinigt. Foto: Binder

Auswahlkriterien für Schulleiter:

„Eignung, Leistung
und Befähigung“

Brandl kritisiert Beamtenrecht

HERRIEDEN (ph) – „Stellenbeset-
zungen erfolgen nach den Grundsät-
zen von Eignung, Leistung und Befä-
higung.“ Das erklärt die Regierung
von Mittelfranken auf die Frage,
nach welchen Kriterien Schulleiter
ausgewählt werden.

Ausschlaggebend sei das Ergebnis
regelmäßiger dienstlicher Beurteilun-
gen, die bei Schulleitern wie Lehrern
dem jeweiligen Schulamt oblägen. Bei
Vorgesetzten werde zudem das „Füh-
rungsverhalten“ gewürdigt. Ebenso
fließe die Stellungnahme des Schul-
amts in die Personalentscheidung mit
ein. Und: Aufgrund der „objektiven
Vorgehensweise bei Entscheidungen
tragen die Staatlichen Schulämter die
Ergebnisse stets mit“.
Indes stört sich Herriedens Bürger-

meister Alfons Brandl bei der Beset-
zung von Schulleiterstellen am Beam-
tenrecht: „Ein Team muss funktionie-
ren.“ Deshalb sollten die Kommunen
als Sachaufwandsträgermehr Einfluss
auf die Schulen bekommen. Bei Kon-
flikten „wäre eine Moderation der Ge-
meinde besser“. Brandl: „Ich kann
Laptops für die Schulleiter kaufen –
aber bei der Zusammensetzung eines
funktionsfähigen Teams habe ich kein
Mitspracherecht.“
Wie berichtet, gibt es in Herrieden

Kritik am Führungsstil der Schulleite-
rin: Von Mobbing bis hin zu einem zu
offenenUmgangmit Vertraulichkeiten
ist da die Rede. Die Schulleiterin habe
die Autorität von Lehrern untergra-
ben, mit Beurteilungen gedroht und
Kollegen nachspioniert (siehe auch ne-
benstehenden Bericht).
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